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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Zeitverlust im Bauwesen durch Verwaltungsauf- 
wand 

Bezug: Kleine Anfrage 100 der Abgeordneten Dr. Bedier 
(Hersfeld) und Genossen - Drucksache 738 - 

Zu der Kleinen Anfrage 100 der Abgeordneten Dr. Becker (Hers- 
fcld) und Genossen, deren Beantwortung umfassende Ermittlungen 
bei einigen Bundesressorts und den Ländern notwendig machte, 
nehme ich wie folgt Stellung: 

Zu Ziffer 1 

Es ist riditig, daß zahlreiche Gründe dafür sprechen, das Rechnungs- 
jahr mit dem Kalenderjahr zusammenzulegen. Innerhalb der Bundes- 
regierung sind deshalb auch bereits, seit längerer Zeit Erwägungen 
im Gange, das Kalenderjahr als Rechnungsjahr einzuführen. Die 
Federführung hierzu liegt bei dem Herrn Bundesminister der 
Finanzen. 

Im Bereiche des Wohnungsbaues werden die Nachteile, die in dem 
Auseinanderfallen von Kalenderjahr und Rechnungsjahr bestehen, 
durch folgende Maßnahmen in gewissem Umfange ausgeglichen: 

a) Die nach § 14 des Ersten Wohnungsbaugesetzes bereitzustellen- 
den Bundeshaushaltsmittel werden bereits vor Beginn des Rech- 
nungsjahres, für das der Betrag im Haushaltsplan zur Verfügung 
zu stellen ist, verteilt und die Auszahlung für das Rechnungsjahr 
verbindlich zugesagt. Nach § 16 Abs. 2 WoBauG soll der Bun- 
desminister für Wohnungsbau die Verteilung bis zum 1. De- 
zember des dem Rechnungsjahr vorangehenden Jahres vor- 
nehmen. In den letzten Jahren konnte die Verteilung bereits vor 
diesem Zeitpunkt erfolgen, und zwar 

für das Jahr 1953 am 28. November 1952, 

für das Jahr 1954 am 16. Oktober 1953. 


Drudk: Badidnidcerel R. Madel. Booii. Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Bad ^Godesberg, Rbeinallee 20. 



Für das Wohnungsbauprogramm 1955 war angestrebt worden, 
die Verteilung noch früher vorzunehmen; infolge eines Länder- 
einsprudis konnte sie allerdings erst am 26. November 1954 
erfolgen. 

b) Die unter a genannten Bundeshaushaltsmittel werden den Län- 
dern jeweils zur Durchführung ihrer Wohnungsbauprogramme 
bereitgestellt, die diese gemäß § 13 WoBauG bis zum 1. Okto- 
ber eines jeden Jahres für das darauffolgende Kalenderjahr auf- 
zustellen haben. 

Durch die Regelung zu a und b ist gewährleistet, daß die Länder 
ihre Bauprogramme für das kommende Baujahr rechtzeitig festlegen 
können. Dadurch wird ein kontinuierlicher Fortgang des Bauge- 
schehens gewährleistet und kann die in der Anfrage genannte 
Gefahr, daß kostbare Zelt verlorengeht, vermieden werden. 

Die Länder legen ihre Mittel im allgemeinen zu noch früheren 
Terminen zur Verplanung heraus, wobei im Wege des Vorgriffs 
die erwarteten Bundesmittel mit eingeplant werden. So hat z. B. 
das Land Nordrhein- Westfalen seine Wohnungsbaumittel für 1954 
zur Verplanung bereits im Monat Juli des Jahres 1953 freigegeben. 
Für 1955 sind erhebliche Mittel im Oktober des Jahres 1954 zur 
Verplanung bereitgestellt worden. 

Für staatliche und kommunale Bauherren dürften ähnliche Maß- 
nahmen, wie die vorstehend für den Wohnungsbau genannten, nur 
im Einzelfall möglich sein, so daß dort die in der Anfrage erwähn- 
ten Nachteile sich in erheblichem Umfange auswirken können. 

Trotz der im Wohnungsbau möglichen ausgleichenden Maßnahmen 
würde aber auch für diesen Baubereich eine Zusammenlegung des 
Rechnungsjahres mit dem Kalenderjahr begrüßt werden. 

Zu Ziffer 2 
Zu a 

Gemäß § 4 des Wohnsiedlungsgesetzes vom 22. September 1933 
(RGBl. I S. 659) in der Fassung des Gesetzes vom 27. September 
1938 (RGBl. I S. 1246) bedarf in einem Gebiet, das gemäß § 1 a.a.O. 
zum Wohnsiedlungsgebiet erklärt wurde, die Teilung eines Grund- 
stücks, die Auflassung eines Grundstücks oder Grundstücksteiles 
sowie jede Vereinbarung, durch die einem anderen ein Recht zur 
Nutzung oder Bebauung eines Grundstücks oder Grundstücksteiles 
eingeräumt wird, zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung der 
unteren Verwaltungsbehörde. 
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Die Genehmigungspflicht dieser Rechtsvorgänge bringt im allge- 
meinen eine erhebliche Verzögerung des Baubeginns nicht mit sich, 
da die Genehmigungsverfahren Im Normalfall erfahrungsgemäß 
keine längere Zeit als drei bis vier Wochen In Anspruch nehmen. 
Diese Frist verlängert sich naturgemäß dann, wenn der dem Antrag 
zugrunde liegende Sachverhalt schwierig ist oder wenn gegen den 
ablehnenden Bescheid Rechtsmittel eingelegt werden. 

Den Bestimmungen des Wohnsiedlungsgesetzes liegt der Gedanke 
zugrunde, die Bebauung und Aufschließung des Wohnsiedlungsge- 
bietes in einem möglichst frühen Zeitpunkt in geordnete Bahnen 
zu lenken und die Gemeinde vor unnötigen öffentlichen Aufwen- 
dungen für Straßenbau, Versorgungsleitungen, Polizeischutz und 
anderen Aufgaben zu sidiern. Nicht zuletzt soll auch der Käufer 
von Baugrundstüdten davor geschützt werden, daß er in Unkennt- 
nis der Verhältnisse angeblicJie Bauparzellen erwirbt, deren Bebau- 
ung Ihm später nicht gestattet werden kann. Das Gesetz gibt daher 
den zuständigen Behörden mit dem Genehmigungsvorbchalt die 
Handhabe, schon im Zeitpunkt der Teilung, Veräußerung oder 
Verpachtung eines im Wohnsiedlungsgebiet gelegenen Grundstücks 
ordnend und regelnd einzugreifen. 

Aus der Erkenntnis heraus, daß der Bodenverkehr im Interesse 
einer geordneten baulidien Entwicklung und Aufschließung des 
Gemeindegebietes und zum Schutze des Baulanderwerbs auch wei- 
terhin einer Kontrolle unterworfen werden muß, sind auch in dem 
in Ausarbeitung befindlichen Baugesetzentwurf Vorschriften über 
den Bodenverkehr vorgesehen. Die Vorschriften des Entwurfs sind 
jedoch gegenüber den Bestimmungen des Wohnsiedlungsgesetzes 
wesentlidi enger gefaßt. Sie tragen der angestrebten Verwaltungs- 
vereinfadiung insbesondere auch dadurch Rechnung, daß nach dem 
Entwurf die Vorschriften des Kontrollratsgesetzes Nr. 45 (vgl. hier- 
zu Budistabe c) grundsätzlich nicht mehr anzuwenden sind. 

Zu b 

Die durdi die Verordnung über die Preisüberwachung und die 
Rechtsfolgen von Preisverstößen im Grundstücksverkehr vom 
7. Juli 1942 (RGBl. IS. 451) eingeführte Preisprüfung hat In der Regel 
zu keinen besonderen Verzögerungen geführt. Die Genehmigung 
wird durchschnittlich innerhalb von drei bis vier Wochen erteilt, 
wenn die Parteien einen den geltenden Preis Vorschriften entspre- 
chenden Preis vereinbart haben. Umsichtige Bauherren haben in 
größerem Umfang von der gesetzlich vorgesehenen Möglichkeit Ge- 
brauch gemacht, den noch nicht beurkundeten Vertrag vorab ge- 
nehmigen zu lassen oder sich vor Abschluß des Vertrages über den 
von der Preisbehörde für zulässig gehaltenen Preis zu unterrichten. 
Auf diese Weise konnten Verzögerungen überhaupt vermieden 
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werden. Außerdem bedeutet in vielen Fällen die Preisgenehmigung 
keine zusätzliche Verzögerung, weil sie z. B. mit der Wohnsiedlungs- 
genehmigung oder mit der Genehmigung nach dem Kontrollrats- 
gesetz Nr. 45 gekoppelt ist. 

Über die Zeitdauer der Beschwerdeverfahren können keine Anga- 
ben gemacht werden, da diese Verhandlungen je nach Lage des 
Einzelfalles unterschiedliche Zeiten in Anspruch nehmen. 

Im Baugesetzentwurf ist entsprechend der Forderung des Deutschen 
Bundestages in seiner Entschließung vom 11. Juni 1953 vorgesehen, 
daß die Preisprüfung entfällt. Die In Aussicht genommenen Ersatz- 
regelungen sehen keine Genehmigungen des vereinbarten Preises 
mehr vor. 

Zu c 

Die Veräußerung eines land- oder forstwirtschaftlichen Grundstücks 
bedarf schon seit dem Jahre 1918 einer behördlichen Genehmigung. 
An dieser Genehmigungspflicht hat auch das Kontrollratsgesetz 
Nr. 45 vom 20. Februar 1947 (KRABl. S. 256) mit seinen Durch- 
führungs- und Ausführungsbestimmungen festgehalten. Nach Arti- 
kel IV dieses Gesetzes Ist nämlich die Auflassung eines land- oder 
forstwirtschaftlichen Grundstücks, die Bestellung eines Nießbrauchs 
an einem solchen Grundstück sowie jeder Vertrag, der die Bestellung 
eines Nießbrauchs oder die Verpflichtung zur Übereignung eines 
solchen Grundstücks zum Gegenstand hat, ohne Genehmigung der 
zuständigen Behörde nichtig. 

Die Frist, die für die Bearbeitung der Anträge auf Erteilung der 
Grundstücksverkehrsgenehmigung von den Landratsämtern, Land- 
wirtschaftsämtern oder den sonst nach Landesrecht zuständigen Be- 
hörden benötigt wird, dürfte im Durchschnitt ein bis zwei Monate 
betragen. Werden die Bauerngerichte als Rechtsmittelinstanzen mit 
der Entscheidung über den Antrag befaßt, so wird diese Frist natur- 
gemäß überschritten. Bei dem Erwerb von landwirtschaftlichen 
Grundstücken zu Bauzwecken kommt indes auch der Tatsache Be- 
deutung zu, daß gewisse Grundstücksgeschäfte nach den landesrecht- 
lichen Ausführungsbestimmungen von der Genehmigungspflicht 
ausgenommen sind. So bedarf es z. B. in den Ländern der amerika- 
nischen und der französischen Zone zur Veräußerung von landwirt- 
schaftlichen Grundstücken keiner Genehmigung, wenn das Grund- 
stück die Mindestgröße von 25 bzw. 15 ar nicht überschreitet. Da 
gewöhnliche Bauplätze in der Regel unter dieser Mindestgröße 
liegen, ist in den Ländern der amerikanischen und französischen 
Zone der Erwerb eines Bauplatzes bis zu der vorgeschriebenen Min- 
destgröße genehmigungsfrei. Nur in der britischen Zone sind alle 
Veräußerungsgeschäfte nach wie vor genehmigungspflichtig. 
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In dem im Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten ausgearbeiteten Referentenentwurf eines Gesetzes zur Ver- 
besserung der Agrarstruktur und zur Sicherung landwirtschaftlicher 
Betriebe (Grundstücksverkehrsgesetz) ist im Interesse der Verwal- 
tungsvereinfachung vorgesehen, daß die bisher erforderliche Grund- 
stücksverkehrsgenehmigung durch eine Anzeigepflicht ersetzt wird. 
Die Landwirtschaftsbehörde soll zu einer Beanstandung des Ver- 
trages nur noch innerhalb von sechs Wochen vom Eingang der An- 
zeige an berechtigt sein. Im übrigen soll es den Ländern auch weiter- 
hin überlassen bleiben, die Veräußerung land- oder forstwirtschaft- 
licher Grundstücke bis zu einer bestimmten Mindestgröße von der 
staatlidien Kontrolle auszunehmen. 

Zu d 

In fast allen Aufbaugesetzen der Länder wird der Gemeinde ein 
gesetzliches Vorkaufsrecht für alle Verkaufsfälle von Grundstücken 
im Gemeindegebiet oder in einem bestimmten Gebiet der Gemeinde 
eingeräumt, und zwar aus der Überlegung heraus, daß für die 
öffentliche Hand in den Fällen ein Vorkaufsrecht vorgesehen sein 
müsse, in denen sich der Grunderwerb als ein Bedürfnis erweist, sei 
es, um bei der Ordnung von Grund und Boden ausgleichend helfen 
zu können oder um besonders beim Wiederaufbau geeignete 
Tausch grundstücke oder Grundstücke für die Erfüllung öffentlicher 
Bauaufgaben zu erhalten. 

Einem gemeinnützigen Siedlungsunternehmen steht nach § 4 des 
Reichssiedlungsgesetzes vom 11. August 1919 (RGBl. S. 1749) in der 
Fassung vom 8. Juli 1926 (RGBl. I S. 398) ein Vorkaufsrecht auf 
den in seinem Bezirk gelegenen landwirtschaftlichen Grundstücken 
im Umfang von 25 ha aufwärts oder an Teilen von solchen Grund- 
stücken zu. Die Größe der dem Vorkaufsrecht unterliegenden 
Grundstücke wurde in der Folge abweichend von § 4 für bestimmte 
Landesteile Bundes- und landesreditlich verschieden geregelt. Abge- 
sehen davon, daß danach das Vorkaufsrecht des Reichssiedlungsge- 
setzes nur bei Veräußerung von Grundstücken mit einer Größe 
von einem halben ha oder in anderen Ländern von 1 bzw. 2 ha auf- 
wärts Platz greift und der Erwerb eines Baugrundstücks, das in 
der Regel diese Größe nicht erreichen wird, schon deshalb das Vor- 
kaufsredu nicht auslöst, ist hier wie auch bei den Aufbaugesetzen 
der Länder von Bedeutung, daß die Ausübung des Vorkaufsrechts 
nur innerhalb einer bestimmten Frist zulässig ist. Maßgebend hier- 
für ist, sofern im einzelnen nichts anderes bestimmt ist, grundsätz- 
lich § 510 BGB. Danach kann das Vorkaufsrecht bei Grundstücken 
nur bis zum Ablauf von zwei Monaten nach Empfang der Mitteilung 
über den Inhalt des mit dem Dritten abgeschlossenen Kaufvertrages 
ausgeübt werden. Die Verhandlungen über die Ausübung des Vor- 
kaufsrechts können also keine längere Zeitspanne als zwei Monate 
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— in § 7 des Reichssiedlungsgesetzes beträgt die Erklärungsfrist bei 
Grundstücken bis zu 300 ha nur drei Wochen, im übrigen sechs 
Wochen — in Anspruch nehmen. Erfahrungsgemäß wird diese Frist 
von dem Vorkaufsberechtigten nur selten voll beansprucht. Die 
Regel ist vielmehr, daß sich die Gemeinde oder der sonstige Vor- 
kaufsberechtigte alsbald nach Kenntnis des Verkaufsfalles über die 
Ausübung oder die Niditausübung des Vorkaufsrechts erklärt. Eine 
nennenswerte Verzögerung des Baubeginns tritt also auch bei Platz- 
greifen eines gesetzlichen Vorkaufsrechts im allgemeinen nicht ein. 

In dem in Ausarbeitung befindlichen Baugesetzentwurf ist ein ge- 
setzliches Vorkaufsrecht für die Gemeinden vorgesehen, das gegen- 
über der derzeitigen Regelung wesentlich eingeengt ist. Es soll nur 
noch für Verkaufsfälle von Grundstücken bestehen bleiben, die 

a) nach dem Bebauungsplan als Bauplatz für den Gemeinbedarf, 
Dauerkleingärten oder öffentliche Frei- und Verkehrsflächen 
festgesetzt sind oder 

b) in ein Verfahren zur Bodenordnung einbezogen sind. 

Zu e 

Die Veräußerung eines land- oder forstwirtschaftlichen Grundstücks, 
auf dem im Grundbuch auch heute noch ein Entschuldungsvermerk 
eingetragen ist, bedarf gemäß Artikel 1 der Verordnung über die 
Veräußerung von Entschuldungsbetrieben vom 6. Januar 1937 
(RGBL I S. 5) in Verbindung mit § 3 des Gesetzes zur Abwicklimg 
der landwirtschaftlichen Entschuldung vom 25. März 1952 (BGBl. 
I S. 203) der Genehmigung des Entschuldungsamtes. Nach § 5 des 
Gesetzes zur Abwicklung der landwirtschaftlichen Entschuldung 
kann der Eigentümer zwar die Löschung des Entschuldungsvermerks 
beantragen. In jedem Falle hat aber das Entschuldungsamt dabei 
eingehend zu prüfen, ob unter Berücksichtigung der wirtschaft- 
lichen Lage des Betriebes und der finanziellen Verhältnisse des 
Schuldners von ihm eine Ausgleichszahlung, bei deren Bemessung 
die vom ehemaligen Deutschen Reich und von den Gläubigern ge- 
braditen Opfer zugrunde zu legen sind, verlangt werden kann. Ist 
jedoch der Entschuldungsvermerk noch nicht gelöscht, so muß auch 
in Zukunft an der Genehmigungspflicht bei der Veräußerung eines 
mit diesem Vermerk belasteten Grundstücks festgehalten werden; 
denn nur so ist Gewähr dafür gegeben, daß der Gläubiger auch tat- 
sächlich mit einer Befriedigung seines Anspruchs rechnen kann. Die 
Genehmigung des Entschuldungsamtes stellt deshalb grundsätzlich 
nichts anderes dar als die Bewilligung eines gewöhnlichen Gläubigers, 
dessen Rechte durch die beabsichtigte Grundstücksveräußerung be- 
rührt werden. Die Zeit, die zur Beschaffung der Genehmigung des 
Entschuidungsamtes notwendig ist, dürfte im Einzelfall zwei Monate 
nicht übersteigen. 
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Zu f 


Nadi § 18 Abs. 1 Nr. 3 Abs. 5 des Gesetzes über das Erlöschen der 
Familienfideikommisse und sonstiger gebundener Vermögen vom 
6. Juli 1938 (RGBl. I S. 825) in Verbindung mit § 16 Abs. 1 und 
§ 26 der Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des vor- 
genannten Gesetzes vom 20. März 1938 (RGBl. I S. 509) bedarf 
die Veräußerung von Grundbesitz durch Stiftungen, Genossen- 
schaften und sonstige juristische Personen sowie Personenverbände, 
die aus Anlaß der Auflösung der Fideikommisse vor Inkrafttreten 
des genannten Gesetzes gebildet worden sind, einer behördlichen Ge- 
nehmigung. Das gleiche gilt für Grundstücks Veräußerungen durch 
Familienstiftungen, Familienvereine und sonstige den Familien- 
interessen dienende juristische Personen und Personenverbände, 
denen bei der Fideikommißauflösung land- oder forstwirtschaftliche 
Grundstücke des Fideikommisses angefallen oder übertragen sind, 
sofern sich die Grundstücke noch in ihrem Vermögen befinden. Die 
angeführten Vorschriften gelten auch für andere Familienstiftungen 
(Verordnung vom 17. Mai 1940 — RGBl. I S. 806 — ). Nach § 24 
Abs. 3 des o. a. Gesetzes bedürfen Verfügungen des Fideikommiß- 
besitzers oder des noch fideikommißrechtlich oder vorerbenartig 
gebundenen Besitzers über die forstwirtschaftlichen Grundstücke 
sowie die Eingehung von Verpflichtungen zu solchen Verfügungen 
zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung des Fideikommißgerichtes, 
solange über die bei Auflösung des Fideikommisses zum Schutze 
dieser Grundstücke zu treffenden Maßnahmen noch nicht ent- 
schieden ist. 

Fälle, in denen unter die genannten Vorschriften fallende Grund- 
stücke zum Zwecke der Bebauung veräußert werden und durch die 
Einholung der Genehmigung wertvolle Bauzeit verloren wird, dürf- 
ten nur ganz selten Vorkommen. Ist die Genehmigung aber im 
Einzelfall erforderlich, so nimmt das Genehmigungsverfahren regel- 
mäßig wohl keine längere Zeit als zwei Monate in Anspruch. 

Bereits im Jahre 1950 hat das Bundesministerium der Justiz mit 
den beteiligten Bundes- und Länderministerien die Frage erörtert, 
ob die genannten Vorschriften als entbehrlich aufgehoben werden 
können. Nach dem Ergebnis dieser Erörterungen ist von einer bun- 
desgesetzlichen Aufhebung der Vorschriften abgesehen worden, weil 
einige Länder diese Vorschriften für nicht entbehrlich hielten. Durch 
§ 4 des Gesetzes zur Änderung von Vorschriften des Fideikommiß- 
und Stiftungsrechts vom 28. Dezember 1950 (BGBl. S. 820) sind 
aber die Länder ermächtigt worden, die genannten bundesrecht- 
lichen Vorschriften durch Landesgesetze zu ändern, zu ergänzen 
oder aufzuheben. Einzelne Länder haben von dieser Ermächtigung 
durch Aufhebung der genannten Vorschriften odereines Teiles 
von ihnen bereits Gebrauch gemacht. Für einige andere Länder sind 
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die Vorschriften gegenstandslos, weil fideikommiß- oder stiftungs- 
rechtlich gebundener Grundbesitz, der durch diese Vorschriften be- 
troffen würde, nicht vorhanden ist. 

Zu g 

Die Hypothekengewinnabgabe gehört zum Kreis der sogenannten 
Währungsgewinnabgaben. Ihr Erlös ist dazu bestimmt, die zu 
Gunsten von Vertriebenen gewährte Wohnraumhilfe zu finanzie- 
ren. Sie ist als öffentliche Last gestaltet. Die Schuld belastet daher 
regelmäßig den jeweiligen Eigentümer. Im Regelfälle ist es infolge- 
dessen nicht erforderlich, eine Freigabe des Grundstücks herbei- 
zuführen. 

Es gibt keine Vorschrift, wonach der Erwerb eines Grundstücks 
dessen Befreiung von der Hypothekengewinnabgabe voraussetzt. 
Auch ist nach § 123 Abs, 3 LAG die Haftung des Verkäufers für 
die Freiheit des Grundstücks von der Abgabe abdingbar. Ist der 
Käufer nicht bereit, die Belastung zu übernehmen, so kann der Ver- 
käufer die Hypothekengewinnabgabe vor Abschluß der Kaufver- 
handlungen ablösen. Als Ablösung eines Höchstbetrages ist dies 
auch dann möglich, wenn die Höhe der Abgabeschuld noch nicht 
feststeht. 

Übernimmt der Käufer die Abgabeschuld (z. B. in Anrechnung auf 
den Kaufpreis), so stehen ihm insbesondere beim Wiederaufbau von 
Wohngebäuden die Möglichkeiten offen, eine Herabsetzung der 
Abgabcschuld wegen unzureichender Erträge nach § 104 LAG zu 
beantragen, sowie für Wiederaufbaukredite ein Befriedigungsvor- 
recht nach § 116 LAG in Anspruch zu nehmen. Die Gesamtfinan- 
zierung des Bauvorhabens dürfte dadurch in der Regel erleichtert 
werden. 

Es gibt allerdings trotzdem Fälle, in denen es zweckmäßig ist, eine 
Freigabe zu beantragen, wie sie in § 111 Abs. 5 LAG vorgesehen 
ist. Es kommen z. B. die Fälle in Betracht, in denen die Hypothe- 
kengewinnabgabe als Gesamtbelastung auf mehreren Grundstücken 
des Verkäufers ruht und weder der Käufer die Belastung überneh- 
men noch der Verkäufer die Schuld ablösen will. Wieviel Zelt in 
diesen Sonderfällen die nach § 139 LAG beauftragten Stellen zur 
Prüfung des Sachverhalts und das zuständige Finanzamt zur Ent- 
scheidung über den Antrag brauchen, läßt sich im Hinblick darauf, 
daß das Urteil über eine ausreichende Sicherheit für die Abgabe- 
schuld je nach den Umständen des Einzelfalles einfach oder schwierig 
sein kann, nicht allgemein beantworten. Die Vorbereitung ist fach- 
lich dazu besonders geeigneten Kreditinstituten übertragen, die in 
der Lage sein sollten, die erforderlichen Maßnahmen mit größt- 
möglicher Beschleunigung und Sadikunde durdizuführen. 
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Die Schwierigkeiten werden auch in diesen Fällen kaum größer sein 
als bei Belastung mit einem normalen Grundpfandrecht, an dessen 
Stelle die Hypothekengewinnabgabe getreten ist. Eine Freigabe 
ohne Prüfung einer noch ausreichenden Sicherheit der Forderung 
erscheint im Interesse der Lastenausgleichsberechtigten nicht ver- 
tretbar. 


Zu Ziffer 3 

Zeitverluste bei der Bearbeitung von Anträgen auf Hypotheken- 
gewährung sind einerseits auf die begrenzte Verfügbarkeit der er- 
gänzenden öffentlichen Mittel, andererseits auf vielfach erforderliche 
Grundbuchbereinigungen zurückzuführen. Der Abfluß der öffent- 
lichen Mittel wird maßgeblich durch den seiner Natur nach lang- 
wierigen Bauvorgang bestimmt, der sich in der Regel über etwa 
zehn bis zwölf Monate hinzieht. 

Bund und Länder stellen, wie bereits zu Ziffer 1 ausgeführt ist, seit 
Jahren die Mittel für den sozialen Wohnungsbau bereits im Spät- 
herbst des vorangehenden Jahres im Vorgriff bereit. Dadurch ist eine 
frühzeitige Bearbeitung der Anträge auf öffentliche Mittel als Vor- 
aussetzung für einen rechtzeitigen Einsatz des Baubeginns gegeben. 
Mit einer kontinuierlichen Arbeitsweise entsprechen die Bewilli- 
gungsstellen den Bedürfnissen einer ordnungsmäßigen Verwaltung 
ebenso wie den Interessen des Baugewerbes an einer sich über das 
gesamte Baujahr erstreckenden Beschäftigung. 

Die von den Realkreditinstituten als Voraussetzung für die Hypo- 
thekenbewilligung geforderten Unterlagen sind immer wieder wegen 
des mit ihrer Besdiaffung verbundenen Zeitverlustes Gegenstand 
öffentlicher Kritik gewesen. Es darf jedoch nicht übersehen werden, 
daß die Institute ihrerseits ihren Gläubigern gegenüber nach Gesetz 
und Vertrag zur sicheren Anlage ihrer Mittel verpflichtet sind. 

Die Auszahlungsmodalitäten für die öffentlichen Darlehen sind, 
wenn auch länderweise verschieden, allgemein darauf ausgerichtet, 
die Zwischenfinanzierung für das nachstellige öffentliche Darlehen 
auf ein Mindestmaß zu beschränken. Die öffentlichen Mittel werden 
nach Baufortschritt in drei bis fünf Raten, teilweise schon vor Bau- 
beginn, ausgezahlt. Auf Nachweis und Kontrolle der ordnungs- 
mäßigen Verwendung der bereits ausgezahlten Mittel kann aller- 
dings ohne Verstoß gegen das Sicherungsinteresse der Öffentlichen 
Hand, die im nachstelligen Raum ohnehin schon ein größeres Risiko 
trägt, nicht verzichtet werden. Im übrigen liegt es weitgehend an 
der Geschicklichkeit des Bauherrn, zur Vermeidung der an sich 
üblichen Zwischenfinanzierung die ihn begünstigenden Auszahlungs- 
modalitäten zu nutzen. 
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Zum rediten Verständnis des Vorstehenden muß zusammengefaßt 

auf folgende Gesiditspunkte besonders hingewiesen werden: 

1. Die Eingaben über die Dauer der einzelnen Verwaltungsver- 
fahren beruhen aussdiließlldi auf Auskünften zentraler Dienst- 
stellen, vornehmlich auf Stellungnahmen der Länder. 

2. Wenn man jedes einzelne Verwaltungsverfahren für sich allein 
betrachtet, mögen die meinem Hause gemachten Angaben über 
den Zeitaufwand zutreffen. Berücksichtigt man indessen, daß 
jeder Bauwillige in der Regel eine Vielzahl der vorstehend ge- 
schilderten Verfahren nebeneinander durdiführen muß, um sein 
Bauvorhaben Wirklichkeit werden zu lassen, daß die Verfahren 
sich in vielfacher Hinsicht überschneiden und sich gegenseitig 
bedingen, und daß endlich die meisten Bauwilligen nicht über die 
Spezialkenntnisse verfügen, die heutzutage notwendig sind, um 
sich In dem verworrenen Gestrüpp der nach geltendem Redit 
noch zu beachtenden Vorschriften zurechtzufinden, dann kann 
man den Verlust kostbarer Bauzeit nidit ableugnen. Ich strebe 
deshalb im Rahmen der Novelle zum Ersten Wohnungsbau- 
gesetz an, Heimstätten- und Wohnungsbauunternehmen die 
Betreuung der Bauherren, die Eigenheime errichten wollen, zur 
Pflicht zu machen, um das zur Zeit noch vorhandene Dickicht 
der Vorschriften mit allen seinen unliebsamen Begleiterscheinun- 
gen für diese weniger spürbar werden zu lassen. 

3. Aus der gewonnenen Erkenntnis folgt der Zwang zu einer 
durdigreifenden Neuregelung, die frei von dem Streben nach 
unnötigem Perfektionismus in der Verwaltung jedem Bauwil- 
ligen den ihn von der Verantwortung für Fristabläufe entlasten- 
den und kürzesten Weg zum Ziele weist. Diesen Bestrebungen 
wird in dem in Ausarbeitung befindlichen Baugesetzentwurf 
Rechnung getragen. Der Entwurf sieht seine Aufgabe u. a. darin, 
die erkannten Mängel der Rechtsordnung, insbesondere die Viel- 
zahl der Genehmigungen und der für ihre Erteilung zuständigen 
Behörden — soweit nur irgend sachlich vertretbar — , zu be- 
seitigen und so ein in der materiellen Rechtslage und in der 
verfahrensmäßigen Behandlung leichter durdischaubares und 
besser zu handhabendes Normengefüge zu schaffen, bei dem der 
behördliche Verwaltungsaufwand in einem tragbaren Verhältnis 
zum Nutzeffekt und zu der den betroffenen Bevölkerungs- 
kreisen entstehenden Belastung steht. Gerade diese Aufgaben- 
stellung macht die Bedeutung und die Dringlidikeit eines Bun- 
desbaugesetzes offenkundig. 

4. Darüber hinaus bemühe ich mich endlich in Zusammenarbeit 
mit den Ländern um eine einheitliche Neuregelung des Bau- 
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Ordnungsrechts mit dem Ziele, eine Musterbauordnung zu er- 
stellen, die der auch auf diesem Gebiete zur Zeit noch bestehenden 
weitgehenden Rechtszersplitterung ein Ende bereiten soll. Ich 
darf hoffen, daß das von mir vorgeschlagene und mit den Län- 
dern in einer gemeinsamen Sitzung bereits erörterte Vorgehen 
den von allen Beteiligten gewünschten Erfolg zeitigen wird. 
Damit würde audi auf diesem Gebiete für alle Bauwilligen ein 
beachtliches Stück praktischer Verwaltungsvereinfachung spür- 
bar werden. 


Dr. Preusker 



